Deutscher Bundestag 

18. Wahlperiode 


Drucksache 1 8/3582 

17 . 12.2014 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 18/3123 - 


Entwurf eines Gesetzes 

zu der Entscheidung der Konferenz von Doha vom 8. Dezember 2012 
zur Änderung des Protokolls von Kyoto vom 11. Dezember 1997 
zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
(Doha-Änderung des Protokolls von Kyoto) 


A. Problem 

Die von Menschen verursachte Klimaänderung und ihre Folgen gefährden weltweit 
unsere natürlichen Lebensgrundlagen. Es ist daher erforderlich, die Treibhaus- 
gasemissionen aus menschlichen Aktivitäten schnellstmöglich und nachhaltig zu 
verringern. 

Mit der Annahme der Entscheidung 1/CMP.8 zur Änderang des Protokolls von Ky- 
oto am 8. Dezember 2012 in Doha hat die achte, als Tagung der Vertragsparteien 
des Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien des Rahmen- 
übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen die verbindlichen, 
quantitativen Zielvorgaben sowie die flexiblen Umsetzungsinstrumente des Proto- 
kolls von Kyoto für die Reduktion von klimaschädlichen Treibhausgasen für den 
Zeitraum ab dem Jahr 2013 bis zum Jahr 2020 verlängert. Diese Entscheidung 
schafft damit die völkerrechtlichen Voraussetzungen für die fortgesetzte weltweite 
Reduktion der Treibhausgasemissionen. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimment- 
haltung der Fraktion DIE LINKE. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/3123 unverändert anzunehmen. 


Berlin, den 17. Dezember 2014 


Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


Bärbel Höhn 

Vorsitzende 


Dr. Anja Weisgerber Frank Schwabe 

Berichterstatterin Berichterstatter 


Eva Bulling-Schröter 

B erichterstatterin 


Annalena Baerbock 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Anja Weisgerber, Frank Schwabe, Eva 
Bulling-Schröter und Annalena Baerbock 


I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 18/3123 wurde in der 73. Sitzung des Deutschen Bundestages am 4. De- 
zember 2014 zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher- 
heit und zur Mitberatung an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie sowie den Ausschuss für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die von Menschen verursachte Klimaänderung und ihre Folgen gefährden weltweit unsere natürlichen Lebens- 
grundlagen. Es ist daher erforderlich, die Treibhausgasemissionen aus menschlichen Aktivitäten schnellstmög- 
lich und nachhaltig zu verringern. 

Mit der Annahme der Entscheidung 1/CMP.8 zur Änderang des Protokolls von Kyoto am 8. Dezember 2012 
in Doha hat die achte, als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Ver- 
tragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen die verbindlichen, 
quantitativen Zielvorgaben sowie die flexiblen Umsetzungsinstrumente des Protokolls von Kyoto für die Re- 
duktion von klimaschädlichen Treibhausgasen für den Zeitraum ab dem Jahr 2013 bis zum Jahr 2020 verlän- 
gert. Diese Entscheidung schafft damit die völkerrechtlichen Voraussetzungen für die fortgesetzte weltweite 
Reduktion der Treibhausgasemissionen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse und des Parlamentarischen Beirats für 
nachhaltige Entwicklung 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat in seiner 26. Sitzung am Mittwoch, 17. Dezember 2014, mit 
den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE LINKE, empfohlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 1 8/3 1 23 in unveränderter Fassung anzu- 
nehmen. 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat in seiner 24. Sitzung am Mitt- 
woch, 17. Dezember 2014, mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, empfohlen, den Gesetzentwurf auf Dracksache 18/3 123 
in unveränderter Fassung anzunehmen. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich in seiner 12. Sitzung am 5. November 
2014 mit dem Gesetzentwurf auf Dracksache 1 8/3123 befasst und gutachtlich festgestellt, dass die Darstellung 
der Nachhaltigkeitsprüfung plausibel und eine Prüfbitte daher nicht erforderlich ist (Ausschussdracksache 
18(16)143). 


IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse Im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit hat den Gesetzentwurf auf Dracksache 
18/3123 in seiner 30. Sitzung am 17. Dezember 2014 abschließend ohne Debatte behandelt. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit beschloss mit den Stimmen der Frak- 
tionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, zu 
empfehlen, den Gesetzentwurf auf Dracksache 18/3123 in unveränderter Fassung anzunehmen. 
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Berlin, den 17. Dezember 2014 


Dr. Anja Weisgerber Frank Sehwabe 

B erichterstatterin B erichterstatter 


Eva Bulling-Sehröter 

Berichterstatterin 


Annalena Baerboek 

B erichterstatterin 
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